
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen 19. März 2024  

 
Mandantenbrief März 2024 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Einkommensteuer 

· Veräußerung eines Gartengrundstücks als privates Veräußerungsgeschäft steuer-
pflichtig 

·  
Lohn und Gehalt 

· Ermittlung der steuerlichen Identifikationsnummer von Arbeitnehmern für die 
elektronische Übermittlung von Lohnsteuerbescheinigungen 

· Zuordnung der ersten Tätigkeitsstätte eines angestellten Bauleiters 
 

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 



 

Termine Steuern/Sozialversicherung Februar 2024 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidar-
itätszuschlag 

11.03.20241 10.04.20242 

   

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

11.03.2024 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidar-
itätszuschlag 

11.03.2024 Entfällt 

Umsatzsteuer 11.03.20243 10.04.20244 

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: 

Überweisung5 14.03.2024 15.04.2024 

Scheck6 11.03.2024 10.04.2024 

Sozialversicherung7 26.03.2024 26.04.2024 

Kapitalertragsteuer, Solidar-
itätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

 
 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlänge-

rung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum fol-

genden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnach-
weise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 22.03.2024/24.04.2024, je-
weils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 



 

Einkommensteuer 
 
Veräußerung eines Gartengrundstücks als privates Veräußerungsgeschäft steuer-
pflichtig 
Die Steuerpflichtigen erwarben ein Grundstück mit einem alten Bauernhofgebäude. 
Das Gebäude bewohnten sie selbst. Das Gebäude war von einem fast 4.000 qm 
großen Grundstück umgeben. Dieses nutzten die Steuerpflichtigen als Garten. Spä-
ter teilten sie das Grundstück in zwei Teilflächen. Sie bewohnten weiterhin das Haus 
auf dem einen Teilstück, den anderen - unbebauten - Grundstücksteil veräußerten 
sie. Für den Veräußerungsgewinn machten die Steuerpflichtigen eine Befreiung von 
der Einkommensteuer wegen einer Nutzung zu eigenen Wohnzwecken geltend. 
 
Gewinne aus Grundstücksverkäufen sind grundsätzlich als sog. privates Veräuße-
rungsgeschäft steuerpflichtig, wenn Erwerb und Verkauf der Immobilie binnen zehn 
Jahren stattfinden. Eine Ausnahme von der Besteuerung ist nur dann gegeben, wenn 
die Immobilie vom Steuerpflichtigen selbst bewohnt wird. Mangels eines auf einem 
Grundstück befindlichen Gebäudes können unbebaute Grundstücke nicht bewohnt 
werden. Dies gilt auch, wenn ein vorher als Garten genutzter Grundstücksteil abge-
trennt und dann veräußert wird. So entschied der Bundesfinanzhof. 
 

Lohn- und Gehalt 

Ermittlung der steuerlichen Identifikationsnummer von Arbeitnehmern für die elektro-
nische Übermittlung von Lohnsteuerbescheinigungen 

Für die elektronische Übermittlung von Lohnsteuerbescheinigungen ist ab dem Ver-
anlagungszeitraum 2023 die Angabe einer steuerlichen Identifikationsnummer 
notwendig. 
Ein aktuelles Schreiben des Bundesfinanzministeriums regelt das Vorgehen in den 
Fällen, wenn dem Arbeitgeber die steuerliche Identifikationsnummer des Arbeitneh-
mers nicht vorliegt. 
Hat der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer für das Jahr 2022 eine Lohnsteuerbe-
scheinigung übermittelt und versichert der Arbeitgeber, dass das Dienstverhältnis 
nach Ablauf des Jahres 2022 fortbestanden und der Arbeitnehmer trotz Aufforderung 
pflichtwidrig seine Identifikationsnummer bisher nicht mitgeteilt hat, teilt das zustän-
dige Finanzamt die Identifikationsnummer des Arbeitnehmers auf formlose schriftli-
che Anfrage des Arbeitgebers mit.  
Unabhängig davon kann der Arbeitgeber generell die Zuteilung bzw. die Mitteilung 
der steuerlichen Identifikationsnummer des Arbeitnehmers beim zuständigen Fi-
nanzamt beantragen, wenn ihn der Arbeitnehmer hierzu bevollmächtigt hat. 
Legt der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber die steuerliche Identifikationsnummer 
schuldhaft nicht vor und kann der Arbeitgeber diese dennoch nicht durch das Fi-
nanzamt erhalten, hat der Arbeitgeber regelmäßig die Lohnsteuer nach Steuerklasse 
VI zu ermitteln.  
Nur in den Fällen, in denen der Arbeitnehmer die fehlende Mitteilung der steuerlichen 
Identifikationsnummer nicht zu vertreten hat oder der Arbeitgeber aufgrund von tech-
nischen Störungen die steuerliche Identifikationsnummer nicht abrufen kann, kann 
der Arbeitgeber für die Lohnsteuerberechnung die voraussichtliche Steuerklasse 
längstens für drei Kalendermonate zu Grunde legen. 



 
 

Zuordnung der ersten Tätigkeitsstätte eines angestellten Bauleiters 

Ein Bauleiter war für eine AG tätig. Die AG hatte u. a. eine ortsfeste betriebliche Ein-
richtung an einem Ort (AG-Niederlassung), welcher im Arbeitsvertrag des Klägers 
nur als „Einstellungsort“ bezeichnet wurde. Ihm stand ein Firmenwagen - auch zur 
privaten Nutzung - zur Verfügung, dessen Nutzung der Arbeitgeber in den Lohnab-
rechnungen als Sachbezug nach der 0,03%-Regelung berücksichtigte. Der Bauleiter 
argumentierte, dass er keine erste Tätigkeitsstätte am Sitz seines Arbeitgebers habe. 
Ausdrückliche Absprachen über eine Zuweisung zu der ortsfesten betrieblichen Nie-
derlassung seien nämlich nicht getroffen worden. Er übe vielmehr eine Auswärtstä-
tigkeit in Form der sog. Einsatzwechseltätigkeit aus. Das Finanzamt war der Ansicht, 
dass der Arbeitgeber dem Bauleiter eine erste Tätigkeitsstätte zugeordnet habe.  
Der Bundesfinanzhof gab dem Bauleiter Recht. Die Nennung eines Einstellungsorts 
in einem Arbeitsvertrag bestimmt für sich allein keine dauerhafte Zuordnung zu einer 
ortsfesten betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers. Daher ist der Arbeitslohn des 
Bauleiters zu Recht um die sich aus der Anwendung der 0,03%-Regelung ergeben-
den Beträge zu reduzieren und die geltend gemachten Verpflegungsmehraufwen-
dungen sind als Werbungskosten anzuerkennen. Vom Ansatz der Entfernungspau-
schale ist abzusehen.  
Eine stillschweigende Zuordnung eines angestellten Bauleiters zu einer ortsfesten 
betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers ergibt sich nicht allein daraus, dass der 
Bauleiter die bestimmte betriebliche Einrichtung nur gelegentlich zur Ausübung sei-
ner beruflichen Tätigkeit aufsuchen muss (z. B. Besprechungen), im Übrigen aber 
seine Arbeitsleistung ganz überwiegend außerhalb der festen Einrichtung erbringt. 
Entsprechendes gilt, wenn der Arbeitgeber in den Lohnabrechnungen für die private 
Nutzung des dem Arbeitnehmer überlassenen Dienstwagens die 0,03%-Regelung 
angewendet hat, so der Bundesfinanzhof. 
 

Umsatzsteuer 
 
Vermietung von Grundstücken mit Betriebsvorrichtungen 

Der Europäische Gerichtshof sieht bei umsatzsteuerfreier Vermietung von Grundstü-
cken die Umsatzsteuerpflicht von damit vermieteten Betriebsvorrichtungen nach dem 
deutschen Umsatzsteuergesetz als nicht mit der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie 
(MwStSystRL) vereinbar an. Der maßgebende Artikel der MwStSystRL sei vielmehr 
dahin auszulegen, dass die Betriebsvorrichtung umsatzsteuerfrei mitvermietet wird, 
wenn die Vermietung der Betriebsvorrichtung eine Nebenleistung zu der Hauptleis-
tung der umsatzsteuerfreien Grundstücksvermietung ist. 
Der Bundesfinanzhof folgte dieser Ansicht und änderte damit seine bisherige Recht-
sprechung. Handelt es sich bei der Vermietung oder Verpachtung von auf Dauer ein-
gebauten Betriebsvorrichtungen um eine Nebenleistung zu einer umsatzsteuerfreien 
Vermietung oder Verpachtung eines Gebäudes als Hauptleistung, so ist die Mitver-
mietung der Betriebsvorrichtungen ebenfalls umsatzsteuerfrei 


